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Anschrift: Buscherbahn 30, 41836 Hückelhoven
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Kostenlos erhältlich:
an der Information des Stadtbüros der Stadtverwaltung
Hückelhoven, Rathausplatz 1, Eingang Breteuilplatz
abrufbar auf der Homepage der Stadtverwaltung
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Papierform oder als Benachrichtigung per Email abonniert
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Die Bestellung ist an die Stadtverwaltung Hückelhoven,
Hauptamt, Rathausplatz 1, 41836 Hückelhoven oder an
info0)hueckelhoven.de zu richten.



Stadt Hückelhoven
Der Bürgermeister
Jugendamt
5109-UVK-003585 bis 003588

Hückelhoven, 21.04.2022

Benachrichtigung

über eine Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gem. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW. S. 94) m Verbindung mit § 4
der Verordnung über die Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung-BekanntmVO)vom26.08.1999(GV.NRW. S. 516)und§ 17der
Hauptsatzung der Stadt Hückelhoven vom 01.10.1999 m der jeweils zurzeit geltenden Fassung wird
hiermit für den Bürgermeister der Stadt Hückelhoven

die Inverzugsetzungen gem. § 7 Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) vom 21.04.2022, Az.:
5109-UVK-003585 bis 003588, des Landes Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den
Bürgermeister der Stadt Hückelhoven, Jugendamt, Unterhaltsvorschusskasse,

an Herrn Mutlu Hatip, geb. 07.06.1978 in Kangal, z. Z. unbekannten Aufenthaltes,
letzte bekannte Anschrift: Buscherbahn 30, 41836 Hückelhoven

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt.

Die vorbenannten Dokumente können beim Jugendamt der Stadt Hückelhoven, Rathausplatz l,
Unterhaltsvorschusskasse, Zimmer 1.31, 41836 Hückelhoven während der üblichen Dienstzeiten
(montags bis freitags 08.30 bis 12.00 Uhr, montags bis mittwochs 14.00 - 16.00 Uhr sowie
donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) sowie außerhalb dieser Zeiten nach vorheriger Terminvereinbarung
eingesehen und in Empfang genommen werden.

Zusätzlich wurde die öffentliche Zustellung durch nachrichtlichen Aushang an der Bekannt-
machungstafel

im Rathaus der Stadt Hückelhoven, Rathausplatz l

bewirkt.

Hinweis:

Gemäß § 10 Abs. 2 Satz 7 LZG NRW gelten die Schriftstücke als zugestellt, wenn seit dem Tag der
Bekanntmachung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Mit dieser Zustellung
können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Hi^elhoven, 21.04.2022
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Bezirksregierung Arnsberg

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW

Geschäftszeichen 61 .Q27-7-201 9-2 Dortmund, den 02. Mai 2022

B^J< A N NTMACHUNG

Antrag der RWE Power AG auf „Erteilung der wasserrechtlichen Er-
laubnis zur Fortsetzung derVersickerungsmaßnahmen im Bereich

der Schwalm für den Zeitraum 2024 - 2030"
Die RWE Power AG (Stüttgenweg 2, 50935 Köln) hat im Zuge der Fort-
führung der Braunkohlengewinnung im Tagebau Garzweiler den Antrag
auf „Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Fortsetzung der Versi-
ckerungsmaßnahmen im Bereich der Schwalm für den Zeitraum 2024 -
2030" gemäß § 8 Abs. 1, 9 Abs. 2 des Gesetzes zur Ordnung des Was-
serhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz WHG) bei der Bezirksregierung
Arnsberg gestellt.
Der Tagebau Garzweiler-entstanden 1983 aus dem Zusammenschluss
der Abbaufelder Frimmersdorf-Süd sowie Frimmersdorf-West - liegt
westlich von Grevenbroich und erstreckt sich bis in das südliche Stadtge-
biet von Erkelenz. Seit 2006 bewegt er sich im Anschlussfeld Garzweiler
Il im Westen. Die landesplanerische Grundlage ist der am 31.03.1995 ge-
nehmigte Braunkohlenplan Garzweiler II. Die Umsetzung der landespla-
nerischen Vorgaben erfolgte durch die Zulassung des Rahmenbetriebs-
plans für den Tagebau Garzweiler 1/11 vom 05.10.1987 mit Änderungen
und Ergänzungen vom 31.08.1995 für den Zeitraum 2001 bis 2045. Ge-
maß diesem Rahmenbetriebsplan sollte der Tagebau Garzweiler II bis
2045 ausgekohlt sein. Am 05.07.2016 beschloss die Landesregierung
NRW die Leitentscheidung zur Zukunft des Rheinischen Braunkohlere-
viers / Garzweiler II. Sie legte hierin fest, dass die Abbaufläche zu verklei-
nern ist.

Das Bundeskabinett hat auf Grundlage der Empfehlung der durch die
deutsche Bundesregierung eingesetzten Kommission für Wachstum,
Struktur und Beschäftigung (KWSB) am 29.01.2020 das Gesetz zur Re-
duzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung beschlossen. Das

Abteilung 6 Bergbau

und Energie in NRW
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Aktenzeichen:

bei Antwort bitte angeben

Auskunft erteilt:

Lukas Schurkus

lukas.schurkus@bra.nrw.de

Telefon: 02931/82-6431

Fax: 02931/82-42269

Dienstgebäude:

Josef-Schregel-Str. 21
52349 Düren

Hauptsitz / Lieferadresse:

Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg

Telefon: 02931 82-0

poststelle@bra.nrw.de
www.bra.nrw.de

Servicezeiten:

Mo-Do 08:30-12:00 Uhr

13:30-16:00 Uhr

Fr 08:30-14:00 Uhr

Landeshauptkasse NRW
bei der Helaba:

IBAN:

DE59 3005 0000 0001 6835 15

BIC:WELADEDD

Umsatzsteuer ID:

DE123878675

Informationen zur Verarbeitung

Ihrer Daten finden Sie auf der fol-

genden Internetseite:

https://www.bra.nrw.de/the-

men/d/datenschutz/
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„Kohleverstromungsbeendigungsgesetz" (KVBG) ist am 08.08.2020 vom
Bundestag beschlossen worden.
Die am 23. März 2021 beschlossene „Leitentscheidung 2021: Neue Per-
spektiven für das Rheinische Braunkohlerevier" setzt die aus dem Kohle-
verstromungsbeendigungsgesetz resultierenden Vorgaben für die Braun-
kohlenplanung des Landes um und bestätigt auf Basis einer Metastudie
die energiewirtschaftliche Erforderlichkeit für das Abbaufeld Garzweiler.
Aus der Leitentscheidung 2021 resultieren weitere dauerhafte Änderun-
gen für den Tagebau Garzweiler, die im laufenden Braunkohlenplanän-
derungsverfahren einzuarbeiten sind. Die Tagebauführung bis 2030 ist
mit der Abbaukante gemäß Leitentscheidung 2016 dargestellt. Dauer-
hafte Änderungen am im Jahr 1995 landesplanerisch genehmigten Ab-
baubereich ergeben sich auch bei Berücksichtigung der Leitentscheidung
2021 nach derzeitigem Planungsstand erst ab etwa 2030. Nach derzeiti-
gem Planungsstand wird der Tagebau voraussichtlich Ende 2038 auslau-
fen.
Für die Gewinnung von Braunkohle im Tagebau muss der Grundwasser-
Spiegel in den oberen bzw. der Grundwasserdruck in den tieferen Grund-
wasserleitern fortlaufend abgesenkt werden, um somit einen sicheren Ta-
gebaubetrieb zu ermöglichen.
Die schützenswerten Feuchtgebiete im Norden des Tagebaus Garzweiler
sind gemäß Ziel 1 in Kapitel 3.2 des Braunkohlenplans Garzweiler II zu
erhalten bzw. gemäß Ziel 2 nach Möglichkeit zu erhalten. Entsprechend
der wasserrechtlichen Sümpfungserlaubnis für den Tagebau Garzweiler
ist die Sümpfung nur zulässig, wenn im Einflussbereich der Sümpfung die
grundwasserabhängigen schutzwürdigen Feuchtgebiete entsprechend
den maßgeblichen Zielen des Braunkohlenplans Garzweiler II und ent-
sprechend den Erhaltungszielen der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung (FFH-Gebiete) oder Europäischer Vogelschutzgebiete vor er-
heblichen Beeinträchtigungen geschützt werden.
Eine Möglichkeit zur Verringerung der nachteiligen Auswirkungen der
Grundwasserentnahme auf den mengenmäßigen Zustand der Grund-
wasserkörper im Umfeld des Tagebaus besteht in der antragsgegen-
ständlichen Stützung des Grundwasserspiegels durch Versickerungs-
maßnahmen im Bereich der Schwalm. Die Versickerungsmaßnahmen
gehören zu den im Rahmen der Bewirtschaftungsplanung im Maßnah-
menprogramm NRW unter Maßnahme Nr. 59 verbindlich festgelegten
„Maßnahmen zur Grundwasseranreicherung zum Ausgleich GW-entnah-
mebedingter mengenmäßiger Defizite", um weitere Verschlechterungen
des mengenmäßigen Zustandes der von der Grundwasserabsenkung be-
troffenen Grundwasserkörper zu vermeiden (§ 47 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. §
30 Satz 1 Nr. 3 WHG) sowie zum Erreichen des bestmöglichen mengen-
mäßigen Zustandes nach (§ 47 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. mit § 30 Satz 1 Nr.
4 WHG) (MULNV NRW, 2020f).

Abteilung 6 Bergbau
und Energie in NRW
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Weitergehend ist für die geplante Erteilung der wasserrechtlichen Erlaub-
nis zur Fortsetzung der Versickerungsmaßnahmen im Bereich der
Schwalm eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG
bzw. Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie sowie eine artenschutzrechtliche Prü-

fung entsprechend §§ 44 BNatSchG durchzuführen.

Hiermit wird gemäß § 73 Abs. 5 Verwaltungsverfahrensgesetz für das
Land Nord-rhein-Westfalen (VwVfG NRW) und den §§ 18 Abs. 1, 19 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. § 2 Abs.
1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssi-
cherstellungsgesetz - PlanSiG) die Veröffentlichung des Planes (Zeich-
nungen und Erläuterungen) zur Einsichtnahme im Internet bekannt ge-
macht.

Der Antrag steht in der Zeit vom 01.06.2022 bis einschließlich
30.06.2022 auf der Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg unter

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/

zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung.

Gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG ersetzt die Veröffentlichung im Internet die
physische Auslegung.

Als zusätzliches Informationsangebot besteht die Möglichkeit den Antrag

bei den Gemeinden: Brüggen, Niederkrüchten, Schwalmtal,

bei den Städten: Erkelenz, Hückelhoven, Mönchengladbach, Net-
tetal, Viersen, Wassenberg, Wegberg

physisch einzusehen. Maßgeblich sind jedoch die im Internet veröffent-
lichten Unterlagen.

Der Antrag liegt im vorgenannten Zeitraum in den nachfolgend benannten
Gebäuden während der unten angegebenen Öffnungszeiten zur allge-
meinen Einsichtnahme aus:

Gemeinde Brüggen Sachgebiet 2.2, Gro-
ßer Sitzungssaal
Klosterstraße 38
41379 Brüggen

Mo-Do: 8-12:30
Uhr und 13:30-
16:00 Uhr, Fr: 8-
12:30 Uhr;

Abteilung 6 Bergbau
und Energie in NRW
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oder Termin nach

Absprache

Gemeinde Nieder-
krüchten

Fachbereich II - Pla-
nen, Bauen, Umwelt
Rathaus Elmpt
Laurentiusstraße 19
41372 Niederkrüchten
Zimmer 2

Mo-Fr:8-12Uhr,
zusätzlich Mo, Di
und Do: 14-16 Uhr
und Mi: 14-17 Uhr

Gemeinde
Schwalmtal

Amt für Planung, Ver-
kehr und Umwelt
Markt 20
41366Schwalmtal
Büro 209

Mo-Fr:8-12Uhr,
Di-Mi: 14-16 Uhr,
zusätzlich Do: 14-
17 Uhr

Stadt Erkelenz Johannismarkt 17
41812Erkelenz
1. Etage, Zimmer 134

Mo-Fr: 8.00-12.00
Uhr, zusätzlich Di:
14.00-16:30uhr

Stadt hlückelhoven

Stadt Mönchenglad-
bach

Amt für Stadtplanung
und Liegenschaften
Rathausplatz 1
41836 Hückelhoven
3. Etage, Raum3.IO

Mo-Fr: 08:30-12
Uhr, zusätzlich Mo:
14-16uhrundDo:
14.00-17:30uhr

Rathaus Rheydt,
Fachbereich 62 -
Geoinformation
Markt 11
41236 Mönchenglad-
bach

Geodatenzentrum,
Eingang G, 2. Etage,
Zimmer 2004

Mo-Fr: 9.00-12.00
Uhr, Termine nach
telefonischer Verein-

barung02161-25
9535

Stadt Nettetat Rathaus Lobberich
Fachbereich Stadtpla-
nung
Doerkesplatz 11
41334Nettetal
Raum 308

Mo - Do: 08:30 -
12:30 Uhr und 14:00
-16:00 Uhr, Fr.
08:00-12:00 Uhr

Es wird um telefoni-
sehe Terminverein-
barung gebeten
02153-898-6115

Stadt Wassenberg Fachbereich 6 - Pla- I Mo - Fr: 8.00 - 12.00
nung und Bauen
Roermonder Straße
25-27
41849Wassenberg

Uhr, zusätzlich Mo,
Di und Do: 14.00-
16.00 Uhr

Abteilung 6 Bergbau
und Energie in NRW
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Zimmer N02/N03
Stadt Wegberg

Stadt Viersen

Fachbereich Planen,
Bauen, Wohnen
Rathausplatz 25
41844Wegberg
Flur der Ebene 5

Mo-Fr: 8.00-12.00
Uhr

Mo, Mi, Do: 14.00-
16.00 Uhr, Di: 14.00
-17.30 Uhr

(Terminvereinbarung
notwendig)

Fachbereich (0/1 -
Zentrale Bauverwal-
tung
Bahnhofstraße 23 -29
41747 Viersen
1. OG, Raum 135

Mo-Fr: 8:30-
12:30 und 14.00-
16.00 Uhr

Fr.: 8.00-12.30 Uhr

Telefonische Anmel-
dung unter 02156-
9492600.02156-
949269 erforderlich.

Bei einigen Stellen sind zur Einsichtnahme vorab Terminvereinbarungen
erforderlich. Die jeweiligen Kontaktdaten sind der zuvor genannten Auf-
listung zu entnehmen.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Inanspruchnahme der Einsicht-
nähme die Vorgaben der aktuell geltenden Corona-Schutzverordnung
und das vor Ort vorgeschriebene Hygienekonzept einzuhalten sind.

Gemäß § 20 Abs. 2 UVPG wird der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie
die auszulegenden Planunterlagen auch auf der Website des zentralen
Portals (Umweltverträglichkeitsprüfungen Nordrhein-Westfalen)

https://uvD-verbund.de/nw

im o. g. Zeitraum zugänglich gemacht.

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann
bis spätestens einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist (§ 21
Abs. 2 UVPG), das ist bis einschließlich zum 01.08.2022,

Abteilung 6 Bergbau
und Energie in NRW
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bei der Bezirksregierung Arnsberg Abteilung 6 Bergbau und Abteilung e Bergbau
Energie in NRW, Goebenstr. 25, 44135 Dortmund sowie und Energie'"NRW
bei den Gemeinden Brüggen, Niederkrüchten und Schwalmtal,

bei den Städten, Erkelenz, Hückelhoven, Mönchengladbach,
Nettetal, Viersen, Wassenberg und Wegberg

(Anschriften siehe oben) Einwendungen gegen den Plan schrift-
lich erheben.

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß
der Beeinträchtigung erkennen lassen. Sie sollte den Vor- und Zu-
namen sowie die Anschrift des jeweiligen Einwenders tragen.

Auf elektronischem Wege können Einwendungen wie folgt erhoben
werden:

durch absenderbestätigte DE-Mail an die Adresse der Bezirks-
regierung Arnsberg poststelle@.bra-nrw.de-mail.de

oder

Seite 6 von 9

• durch Übermittlung eines elektronischen Dokumentes mit quali-
fizierter elektronischer Signatur an die Adresse der Bezirksregie-
rung Arnsberg poststelle@bra.sec.nrw.de.

Es wird auf die Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg

https://www.bezreci-arnsberci.nrw.de/themen/k/kontakt/in-
dex.php

verwiesen, die alle benötigten Informationen hierzu enthält.

Grundsätzlich sind Einwendungen gem. § 73 Abs. 4 Satz 1 VwVfG
NRW bzw. § 21 UVPG schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.
Die Abgabe von Erklärungen zur Niederschrift wird für dieses Ver-
fahren gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 PlanSiG ausgeschlossen, da die
Abgabe einer Niederschrift aufgrund des dynamischen Infektionsge-
schehens nicht für den gesamten Zeitraum gewährleistet werden
kann. Statt einer Erklärung zur Niederschrift kann gemäß § 4 Abs. 2
Satz 1 PlanSiG die Abgabe von elektronischen Erklärungen auch
unter poststelle0)bra.nrw.de erfolgen.

Einwendungen werden der Vorhabenträgerin in nicht anonymisier-
ter Form weitergeleitet. Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur

„Abi. Hü. 2022, Nr. 8, S. 123"



Bezirksregierung
Arnsberg 5

:^;

2.

Weitergabe der Einwendungen finden Sie auf der Internetseite der
Bezirksregierung:

https://www.bra.nrw.de/themen/d/datenschutz/datenschutz-
recht hinweise/index.php

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrif-
tenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), istauf jeder mit
einer Unterschrift versehenen Seite deutlich sichtbar ein Unterzeich-

ner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner
zu benennen. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein.

Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben
(§ 17 Abs. 1 und 2 VwVfG NRW). Ferner wird die Anhörungsbe-
horde gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als
Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleser-

lich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW).

Mit Ablauf der o. g. Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen,
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs.
4 Satz 3 VwVfG NRW und § 21 Abs. 4 UVPG).

Dies gilt auch für Stellungnahmen von Vereinigungen, die auf Grund
einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind,
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die
Entscheidung nach § 74 VwVfG NRW einzulegen (§ 73 Abs. 4 Satz
5 und 6 VwVfG NRW).

Der Einwendungsausschluss beschränkt sich nur auf dieses Ver-
waltungsverfahren.

Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin oder
einer Online-Konsultation nach § 5 Abs. 4 PlanSiG, die auch mit
Einverständnis der zur Teilnahme Berechtigten durch eine Telefon-
oder Videokonferenz ersetz werden kann (§ 5 Abs. 5 PlanSiG), er-
örtert.

Der Termin bzw. Online-Konsultation werden mindestens eine Wo-

ehe vorher ortsüblich bekannt gemacht. Diejenigen, die fristgerecht

Abteilung 6 Bergbau

und Energie in NRW
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Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwen-
düngen deren Vertreter, werden von dem Erörterungstermin bzw.
der Online-Konsultation benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG NRW).
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Zugang zur Online-Kon-
sultation haben nur die zur Teilnahme Berechtigten. Die Vertretung
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten
der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer-
den. Das Anhörungsverfahren ist mitAbschluss des Erörterungster-
mins bzw. der Online-Konsultation beendet.

3. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwen-
düngen und Stellungnahmen, Teilnahme an einer Erörterung bzw.
der Online-Konsultation oder Vertreterbestellung entstehende Kos-
ten werden nicht erstattet.

4. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah-
rens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustel-
lung der Entscheidung (Planfeststeltungsbeschluss) an die Einwen-
der und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als
50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG
NRW).

5. Um Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob und in welchem Um-
fang sie von den Umweltauswirkungen des Vorhabens betroffen
werden können, liegen u. a. umweltbezogene Informationen anhand
nachfolgender Unterlagen vor, die Bestandteil deroffengelegten Un-
terlagen sind:

• Wasserrechtlicher Fachbeitrag, zur Beurteilung der Einhal-
tung der Bewirtschaftungsziele nach der EU- Wasserrahmen-
richtlinie

Umweltverträglichkeitsuntersuchung, zur Bewertung der Um-
weltauswirkungen

Abteilung 6 Bergbau

und Energie in NRW
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Untersuchung der FFH-Verträglichkeit (nach EU-FFH-Richt- Ab*e"un96 Ber9bau
und Energie in NRW

• Artenschutzrechtliche Untersuchung (nach BNatSchG) Seite 9 von 9
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Im Auftrag:
gez. Maximilian Jeglorz
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